


Berichterstattung zu den Luftangriffen auf den Irak

(alle Berichte aus dem AOL-Nachrichtenservice vom 17. 12. 98)

Bericht 1

Washington/Bagdad/NewYork – Die USA und Großbritannien haben am Donnerstag abend mit einer zweiten Welle von Luftangriffen gegen den Irak begonnen. Seit der Nacht zu Donnerstag wird das Land mit Marschflugkörpern und Kampfflugzeugen angegriffen. US-Präsident Bill Clinton hatte die Luftangriffe befohlen. Ihr Ziel seien Militäreinrichtungen, sagte er in einer Fernsehansprache. Großbritanniens Premierminister Tony Blair bezeichnete den Militärschlag als „völlig gerechtfertigt“. Zustimmung gab es in Deutschland und von den anderen NATO-Mitgliedern. Rußland und China forderten dagegen die sofortige Einstellung der Angriffe. 

US-Verteidigungsminister William Cohen erklärte, die „Operation Wüstenfuchs“ werde solange fortgesetzt wie nötig, es gebe kein Zeitlimit. „Es bleibt noch mehr zu tun, und das werden wir in den kommenden Tagen erledigen“, sagte Cohen in Washington.

Die ersten Angriffe begannen am Mittwoch abend kurz vor Mitternacht (MEZ). In Bagdad signalisierten Sirenen Fliegeralarm. Wenig später begannen Flak-Geschütze ein heftiges Abwehrfeuer. Blitze und Geschoßsalven zogen gleißend über den Nachthimmel. In der Stadt waren Explosionen zu hören. Mehr als 200 Marschflugkörper wurden in einer ersten Welle auf den Irak abgefeuert. Danach folgten Bombenangriffe mit Kampfflugzeugen.

Mit dem Angriff soll nach Clintons Worten verhindert werden, daß Iraks Präsident Saddam Hussein erneut Massenvernichtungswaffen baut. Der Präsident warnte den Irak zugleich, nun seinerseits Nachbarstaaten anzugreifen. Dies würde eine harte Reaktion zur Folge haben. Clinton bekräftigte zudem die Position der USA, daß zur Beendigung der irakischen Bedrohung eine neue Regierung in Bagdad die beste Lösung wäre. Unmittelbarer Anlaß für die Angriffe war ein Bericht des Leiters der UN-Waffeninspektoren, Richard Butler, der dem Irak eine anhaltende Behinderung der Kontrolleure vorwarf.

US-Verteidigungsminister William Cohen kündigte an, die Luftstreitkräfte und Bodentruppen der USA am Golf deutlich zu verstärken. In US-Regierungskreisen hieß es, daß bereits mehr als 200 Flugzeuge, darunter 15 B-52-Bomber und 20 Kriegssschiffe im Golf zusammgezogen worden seien. Sie seien mit mehr als 400 Raketen und anderen Bomben bewaffnet.

Amtsenthebungsverfahren verschoben

Clinton ordnete den Militäreinsatz von Marschflugkörpern, B-52-Bombern und Kampfflugzeugen zu einem kritischen Zeitpunkt an. Für Donnerstag war die historische Debatte und Abstimmung des Abgeordnetenhauses in Washington zu einem Absetzungsverfahren (Impeachment) gegen Clinton anberaumt. Die Republikaner verschoben die Diskussion wegen der aktuellen Krise für einige Tage. 

In Washington entspann sich eine erbitterte Debatte über die Motive Clintons für seinen Angriffsbefehl und die politische Unterstützung dieses Schrittes. Während Clinton massive Rückendeckung von der militärischen Führung und anderen Experten erhielt, zweifelten führende Republikaner die Entscheidung an. In der amerikanischen Bevölkerung ist die Unterstützung für die Angriffe relativ groß. 74 Prozent befürworteten den Einsatz des Militärs in einer am Donnerstag vom Fernsehsender CNN veröffentlichten Umfrage. 

In Deutschland unterstützten Bundesregierung und Opposition das Vorgehen der USA und Großbritanniens gegen den Irak. Saddam Hussein sei voll verantwortlich für diese militärischen Maßnahmen, erklärte Verteidigungsminister Rudolf Scharping (SPD). der irakische Diktator habe es versäumt, in voller Übereinstimmung mit den UN-Resolutionen zu handeln. Die Rüstungsexpertin der Grünen, Angelika Beer, nannte das Vorgehen der Amerikaner „riskant, aber verständlich“. Sie bedauerte, daß die Operation ohne UN-Mandat erfolgt sei. Ihr Fraktionskollege Helmut Lippelt äußerte Zweifel, ob durch solche Militärschläge das Ziel erreicht werden könne, noch unentdeckte biologische Waffen im Irak aufzufinden. Der CDU-Vorsitzende Wolfgang Schäuble gab der Bundesregierung eine Mitschuld. Sie habe „mit ihren außenpolitischen Alleingängen Sadam Hussein erst zu seinem Verhalten ermuntert“, sagte Schäuble.

Annan: „Trauriger Tag“

Mit tiefem Bedauern und besorgt um das Schicksal der Menschen im Irak hat UN-Generalsekretär Kofi Annan auf den Beginn der Militäraktion reagiert. In New York erklärte er, ungeachtet aller Schwierigkeiten habe er bis zuletzt versucht, den Frieden zu erhalten. Zu seinem tiefsten Bedauern müsse er jetzt feststellen, daß sich diese Bemühungen als unzureichend herausgestellt hätten. „Dies ist ein trauriger Tag für die Vereinten Nationen und für die Welt“, fügte Annan hinzu. Seine Gedanken seien in dieser Nacht bei dem irakischen Volk und bei den 307 humanitären Mitarbeitern der UN und bei allen anderen, deren Leben in Gefahr sei.

Der irakische Präsident Saddam Hussein hat die Iraker zum Kampf gegen die amerikanischen und britischen Angreifer aufgerufen. „Unser großes Volks und unsere mutige Armee ... werden ihnen widerstehen und sie bekämpfen“, erklärte Saddam in einer Rundfunkansprache. „Schlagt die Feinde Gottes, der arabischen Nation und der Menschlichkeit! So Gott will, werdet ihr die Sieger sein.“

Eine verlässliche Übersicht über die Schäden und Opfer der Angriffe liegt noch nicht vor. Die amerikanischen und britischen Raketen und Bomber zielten allein auf militärische Objekte, versicherte der US-Verteidigungsminister Cohen. „Wir tun alles, um Opfer unter der Zivilbevölkerung zu vermeiden.“ Offiziellen irakischen Angaben zufolge wurden allein aus einem Krankenhaus in Bagdad fünf Todesopfer der Angriffe und mehr als 30 Verletzte gemeldet. Die Opfer seien alle Zivilisten, hieß es. (AOL/dpa/rtr)

Bericht 2

Washington – Die Abstimmung über das Verfahren zur Amtsenthebung von US-Präsident Bill Clinton ist am Mittwoch wegen der Angriffe auf den Irak verschoben worden. Gleichzeitig äußerten prominente Vertreter der republikanischen Partei offen Zweifel an den Motiven Clintons für die Luftangriffe.

Statt die Debatte über das politische Schicksal Clintons zu beginnen, wollen die 435 Mitglieder des Repräsentantenhauses an diesem Donnerstag nun eine Resolution zur Unterstützung der amerikanischen Truppen am Persischen Golf verabschieden. Das teilte der designierte neue Präsident des Repräsentantenhauses, Bob Livingston, am Mittwoch abend in Washington mit.

Die Impeachment-Debatte dürfte sich nach Angaben aus dem Kongreß um mindestens 24 Stunden verzögern, doch könnte die Verschiebung auch bis Anfang kommender Woche dauern.

Zweifel an Clintons Motiven

Mehrere Parlamentarier verdächtigten Clinton, er könne die Angriffe zu diesem Zeitpunkt angeordnet haben, um das drohende Impeachment hinauszuschieben. „Das Mißtrauen einiger Leute an den Motiven des Präsidenten allein ist ein machtvolles Argument für ein Impeachment“, sagte Dick Armey, der republikanische Fraktionschef im Repräsentantenhaus. 

„Nach monatelangen Lügen hat der Präsident Millionen Menschen in aller Welt Grund zum Zweifel gegeben, daß er Amerikaner aus den richtigen Gründen in den Kampf geschickt hat.“ Der republikanische Mehrheitsführer im Senat, Trent Lott, stellte „sowohl die Wahl des Zeitpunkts als auch die Politik“ in Frage.

Die Regierung bestritt energisch, daß es einen Zusammenhang zwischen den Angriffen und dem Impeachment-Verfahren gebe. „Der Präsident trifft seine Entscheidungen zur nationalen Sicherheit auf der Grundlage der Empfehlungen seiner Berater und im besten Interesse der USA“, sagte Clintons Sprecher Joe Lockhart.

Als die Entscheidung für den Angriff bereits gefallen war, hatten zwei weitere bislang als unentschlossen geltende Republikaner angekündigt, sie würden für die Amtsenthebung Clintons wegen dessen Verhalten in der Lewinsky-Affäre stimmen. Der Präsident sprach am Mittwoch persönlich mit Abgeordneten, die sich noch nicht festgelegt haben.

In den letzten Tagen waren die Chancen des Präsidenten gesunken, das Verfahren durch abweichendes Stimmverhalten moderater Republikaner verhindern zu können. Es gab aber immer noch die rechnerische Möglichkeit einer Mehrheit gegen das Verfahren, das nach der Zustimmung durch das Repräsentantenhaus vom Senat geführt würde. (AOL/dpa)

Bericht 3

Bonn/Brüssel – Der Militärschlag der USA und Großbritanniens gegen den hat bei Regierung und Opposition in Bonn weithin Unterstützung gefunden. Bundeskanzler Gerhard Schröder betonte, die Aktion sei die Folge der hartnäckigen Weigerung des irakischen Diktators Saddam Hussein, mit den UN-Waffenkontrolleuren zusammenzuarbeiten. 

Saddam Hussein habe wissen müssen, daß die internationale Staatengemeinschaft sein Verhalten nicht würde hinnehmen können. Er trage damit die Verantwortung für die Reaktion. Schröder betonte: „Unsere Solidarität mit unseren Bündnispartnern, den Vereinigten Staaten und Großbritannien, steht außer Frage.“

SPD-Fraktionschef Peter Struck bezeichnete die Aktion als bedauerlich, aber notwendig. Er forderte die Bundesregierung auf, sich energisch und aktiv an einer politischen Lösung zu beteiligen.

Die Rüstungsexpertin der Grünen, Angelika Beer, nannte die Aktion „riskant, aber verständlich“. Im Deutschlandradio bedauerte sie, daß die Operation ohne UN-Mandat erfolgt sei. Ihr Fraktionskollege Helmut Lippelt äußerte Zweifel, ob auf diesem Wege das Ziel erreicht werden könne, noch unentdeckte Vernichtungswaffen im Irak aufzuspüren.

Der CDU-Vorsitzende Wolfgang Schäuble gab der Bundesregierung eine Mitschuld. Sie habe „mit ihren außenpolitischen Alleingängen“ Saddam Hussein erst zu seinem Verhalten ermuntert. 

NATO befürwortet Angriff 

Die NATO-Verbündeten haben den USA und Großbritannien bei den Angriffen gegen Irak erwartungsgemäß den Rücken gestärkt. Bundesverteidigungsminister Rudolf Scharping (SPD) betonte am Donnerstag bei der Herbsttagung in Brüssel, Saddam Hussein habe in diesem Jahr viermal UN-Resolutionen gebrochen. Es sei zu bedauern, daß eine militärische Operation „notwendig“ wurde. Nach Scharpings Angaben gab es im Kreis der 16 NATO-Delegationen „keine ausdrückliche Kritik“ am britisch-amerikanischen Vorgehen. 

Rußland und China hatten die Luftschläge jedoch scharf verurteilt und die sofortige Einstellung der Aktionen gefordert. Rußland berief eine erneute Sondersitzung des Weltsicherheitsrates ein und der russische Verteidigungsminister Igor Sergejew sagte aus Protest seine für Freitag geplante Teilnahme an der Herbsttagung ab. 

Im Mittelpunkt der Brüsseler Beratungen sollte das neue Strategische Konzept der NATO und die Bedingungen für NATO-Operationen außerhalb des Bündnisgebietes wie in der Bosnien- oder der Kosovo-Krise stehen.

 (AOL/dpa/afp)
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